
Auf dem Wege dorthin nahm er einen etwa zwei Fäu­
ste großen Stein, den er seiner geschiedenen Frau an 
den Kopf werfen wollte, und einen sechs bis acht cm 
starken, etwa 80 cm langen Kiefernknüppel auf, mit 
dem er zuschlagen wollte. Er empfand unbändigen Haß 
gegen seine geschiedene Frau. An der Koppel ange­
kommen, schlug er mit dem Knüppel an das Tor und 
rief: „Wo ist meine Olsch? Ich hack ihr die Glieder ab.“ 
Der Zeuge P. lief dem Angeklagten entgegen, um ihm 
den Zutritt zur Koppel zu verwehren. Er versuchte, 
den Angeklagten zu beruhigen und von Tätlichkeiten 
abzuhalten. Inzwischen versteckte sich die Zeugin F. 
hinter den Kühen. Der Angeklagte warf den Knüppel 
beiseite, lief am Zaun hin und her und setzte mehr­
mals zum Werfen mit dem Stein an. Erst als die Zeu­
gin aus dem Melkstand lief, in dem sie sich bisher 
befand, warf der Angeklagte aus etwa 7 bis 8 Metern 
Entfernung den Stein nach ihr, traf sie aber nicht. Sie 
versuchte nun mit dem Fahrrad des Angeklagten weg­
zufahren. Der Angeklagte nahm den Knüppel wieder 
auf, holte sie ein und riß sie vom Fahrrad herunter. 
Dies geschah mit solcher Gewalt, daß ihr Pullover zer­
riß. Den Zeugen P. und Sch. gelang es zunächst noch, 
den Angeklagten zurückzudrängen und sich schützend 
vor die Zeugin F. zu stellen. Nochmals wurde der An­
geklagte durch den Zeugen P. eindringlich gewarnt, 
daß er sich strafbar mache. Hierauf entgegnete der 
Angeklagte, es sei ihm egal, ob er ins Zuchthaus 
komme, und wiederholte die Drohungen gegen die Zeu­
gin F. Da sich der Zeuge P. körperlich nicht imstande 
sah, den Angeklagten von den Tätlichkeiten abzuhalten, 
erklärte er dem Angeklagten, er werde die Volks­
polizei holen, und entfernte sich. Mit voller Kraft 
schlug nun der Angeklagte mit dem Knüppel auf die 
Zeugin F. ein. Er traf sie vor allem am Kopf und am 
Rücken. Sie rief um Hilfe und bat den Angeklagten, 
mit den Mißhandlungen aufzuhören. Als sich die Zeu­
gin Sch. schützend vor die Geschädigte stellte, wurde 
sie von einem Schlag mit dem Knüppel am Kopf ge­
troffen und erlitt eine stark blutende, klaffende Wunde. 
Infolge der brutalen Schläge brach die Zeugin F. zu­
sammen. Der Angeklagte hörte mit Schlagen auf, weil 
er befürchtete, daß die Volkspolizei eintrefEen könnte. 
Auf Grund dieses Sachverhalts verurteilte das Bezirks­
gericht den Angeklagten wegen versuchten Totschlags 
in Tateinheit mit fahrlässiger Körperverletzung (§§ 212, 
43, 51 Abs. 2, 230, 73 StGB) zu sechs Jahren Zuchthaus, 
ordnete seine Unterbringung in einer Heil- und Pflege­
anstalt an (§ 42 b StGB) und verurteilte ihn zum Scha­
denersatz.
Die dagegen eingelegte Berufung führte zur Aufhebung 
des Urteils.
Aus den G r ü n d e n :
(Es folgen zunächst Ausführungen zur rechtlichen Be­
urteilung der Tat unter der Voraussetzung der Zurech­
nungsfähigkeit des Angeklagten. Dabei wird das Vor- 
liegen eines bedingt vorsätzlich begangenen versuchten 
Tötungsverbrechens und einer vorsätzlich begangenen 
Körperverletzung bejaht.)
In diesem Verfahren ist die Beantwortung der Frage 
nach den subjektiven Voraussetzungen der strafrecht­
lichen Verantwortlichkeit des Angeklagten schwierig 
und deshalb die Auseinandersetzung mit dem psy­
chiatrischen Gutachten in besonderem Maße bedeutsam. 
Das Bezirksgericht ist zutreffend davon ausgegangen, 
daß das Gutachten des Sachverständigen ebenso wie 
jedes andere Beweismittel der kritischen Würdigung 
unterliegt und das Gericht nicht an das Ergebnis des 
Gutachtens gebunden ist. Es befindet sich auch darin 
in Übereinstimmung mit der ständigen Rechtsprechung 
des Obersten Gerichts, wenn es sich im Urteil über­
haupt mit der Auffassung des Gutachtens zum Gei­
steszustand des Angeklagten auseinandersetzt und seine 
vom Gutachten abweichende Meinung nicht etwa auf 
die „Überzeugung des Senats“, auf das Verhalten des 
Angeklagten vor Gericht oder auf die allgemeine- Le­
benserfahrung schlechthin stützt, wie es in der Recht­
sprechung der Instanzgerichte mitunter noch geschieht,

sondern das gesamte Ergebnis der in der Beweisauf­
nahme vorgenommenen Sachaufklärung der kritischen 
Einschätzung des Gutachtens zugrunde legt. So hat es 
mit Recht darauf hingewiesen, daß bei der Beurteilung 
durch den Sachverständigen, der Angeklagte habe sich 
vom Zeitpunkt des Schlagens mit dem Knüppel im 
Zustand der von § 51 Abs. 1 StGB umfaßten und durch 
seine pathologische Affektivität bedingten Bewußtseins­
störung befunden, nicht alle Tatsachen genügend ver­
arbeitet wurden. So hat der Angeklagte nicht nur sein 
Handeln planmäßig und zielgerichtet vorbereitet und 
durchgeführt, sondern auch die für ihn unerwartet 
eingetretenen Umstände, wie das Verhalten des Zeu­
gen P., der ihn von der Tat abhalten wollte, in sein 
Bewußtsein aufgenommen und nach dieser Erkenntnis 
gehandelt. Trotz seines starken Erregungszustandes war 
für ihn die Mitteilung des P., er werde die Volkspolizei 
holen, der Anlaß, mit dem Schlagen aufzuhören, der Ge­
schädigten noch Drohungen zuzurufen und sich zu ver­
stecken.
Das Bezirksgericht hat folglich richtig erkannt, daß die 
Äußerungen des Gutachters zum Teil mißverständlich 
sind und noch nicht ausreichen, dem Gericht über­
zeugend die speziellen Kenntnisse zu vermitteln, auf 
Grund derer ihm eine sichere Urteilsbildung über die 
Zurechnungsfähigkeit des Angeklagten in bezug auf 
die Tat möglich ist. Das hätte das Bezirksgericht jedoch 
zu einer gründlicheren Vorbereitung und Durchfüh­
rung der Hauptverhandlung veranlassen müssen. Es 
hätte bereits im Eröffnungsverfahren aus dem schrift­
lich vorliegenden Gutachten ersehen müssen, daß 
einige Fragen einer eingehenderen Beantwortung be­
durft hätten. Um dem Sachverständigen Gelegenheit 
zur nochmaligen Überprüfung seiner im Gutachten dar­
gelegten Auffassung zu geben, hätte es ihm konkret die 
offenen Fragen mit der Aufforderung mitteilen müs­
sen, sie in der Hauptverhandlung zu beantworten.
Ausweislich des Protokolls der Hauptverhandlung 
hat es das Bezirksgericht unterlassen, das schriftliche 
Gutachten zu verlesen. Aus der protokollierten Stel­
lungnahme des Sachverständigen in der Hauptverhand­
lung kann eine Beurteilung des geistigen Zustandes 
des Angeklagten zur Tatzeit nicht erfolgen. Hier zeigt 
sich, daß das Bezirksgericht die Anwesenheit des Sach­
verständigen nicht genutzt hat, um sich über die viel­
fältigen Fragen der Zurechnungsfähigkeit des Ange­
klagten ausreichende Kenntnisse zu verschaffen und 
somit die Grundlage für eine Auseinandersetzung mit 
dem Gutachten im Urteil zu erarbeiten. Es ist unzu­
lässig, im Urteil eine vom Gutachten abweichende Auf­
fassung auf unvollständige oder mißverständliche 
Äußerungen des Sachverständigen zu stützen, ohne in 
der Hauptverhandlung alle Möglichkeiten zur Ergän­
zung und Vervollständigung des Gutachtens und so­
mit zur umfassenden Klärung der strafrechtlichen Ver­
antwortlichkeit des Angeklagten genutzt zu haben. Das 
wird das Bezirksgericht nachzuholen haben. Es kommt 
dabei insbesondere auf folgende Komplexe an:
Das Gutachten ist insofern mißverständlich, als es zum 
psychischen Befund aussagt, der Angeklagte sei bei 
emotionaler Dauerbelastung weder zu rationaler 
Distanz noch zu einer die Konsequenzen berücksichti­
genden Steuerung in der Lage, in der Zusammenfas­
sung auch davon ausgeht, daß die Tat auf einer solchen 
emotionalen Dauerbelastung beruht, und dennoch ab­
schließend erklärt, daß er nur bedingt in der Lage ge­
wesen wäre, seine Affekte zu beherrschen. Das erstere 
schließt seine Zurechnungsfähigkeit aus, das letztere 
läßt sie — wenn auch bedingt — zu. Daß das Gutach­
ten andererseits die Herabminderung der Steuerungs­
fähigkeit des Angeklagten für nicht so erheblich an­
sieht, daß die Voraussetzungen des § 51 Abs. 2 StGB zu
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